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Gesetz zur Änderung der materiellen Zulässigkeitsvoraussetzungen 
von ärztlichen Zwangsmaßnahmen und zur Stärkung des Selbst-
bestimmungsrechts von Betreuten

Drucksache: 512/17

I. Zum Inhalt des Gesetzes 

Das Gesetz sieht vor, dass die Einwilligung in eine ärztliche Zwangsmaßnahme 
von der freiheitsentziehenden Unterbringung entkoppelt wird. 

Nach geltendem Recht kann ein Betreuer gemäß § 1906 Absatz 3 Satz 1 Num-
mer 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) nur im Rahmen einer freiheitsent-
ziehenden Unterbringung nach § 1906 Absatz 1 BGB in eine ärztliche 
Zwangsmaßnahme einwilligen. In den Fällen, in denen sich der Betreute der 
Behandlung nicht entziehen will oder dazu körperlich nicht in der Lage ist, darf 
eine freiheitsentziehende Unterbringung nach § 1906 Absatz 1 BGB - mangels 
Erforderlichkeit - betreuungsgerichtlich nicht genehmigt werden. Als Folge der 
strikten gesetzlichen Verknüpfung der ärztlichen Zwangsmaßnahme mit der 
freiheitsentziehenden Unterbringung dürfen einwilligungsunfähige Betreute, die 
stationär in einer nicht geschlossenen Einrichtung behandelt werden können 
und sich nicht entfernen wollen oder faktisch dazu nicht in der Lage sind, nicht 
gegen ihren natürlichen Willen behandelt werden. Das Bundesverfassungsge-
richt hat mit seinem Beschluss vom 26. Juli 2016 (1 BvL 8/15) entschieden, 
dass diese Schutzlücke mit der Schutzpflicht des Staates aus Artikel 2 Absatz 2 
Satz 1 des Grundgesetzes nicht vereinbar ist und dem Gesetzgeber aufgetragen, 
unverzüglich diese Regelungslücke zu schließen.  

Die Zulässigkeit ärztlicher Zwangsmaßnahmen wird zukünftig statt an die frei-
heitentziehende Unterbringung an einen stationären Aufenthalt in einem Kran-
kenhaus geknüpft, in dem die gebotene medizinische Versorgung des Betroffe-
nen einschließlich der erforderlichen Nachbehandlung sichergestellt ist. Damit 
lassen sich ärztliche Zwangsmaßnahmen auch auf offenen Stationen durchfüh-
ren, sind aber auch weiterhin auf geschlossenen Stationen eines Krankenhauses 
möglich, wenn tatsächlich die freiheitentziehende Unterbringung gemäß § 1906 
Absatz 1 Nummer 2 BGB erforderlich ist und gemäß § 1906 Absatz 2 BGB be-
treuungsgerichtlich genehmigt wurde.
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Als weitere Voraussetzung für die Zulässigkeit der Einwilligung des Betreuers 
in eine ärztliche Zwangsmaßnahme wird - zur Stärkung des Selbstbestim-
mungsrechtes des Betroffenen und zur Klarstellung - bestimmt, dass ein nach § 
1901a BGB zu beachtender Wille des Betroffenen der ärztlichen Zwangsmaß-
nahme nicht entgegenstehen darf. Betreuer sollen auch in geeigneten Fällen auf 
die Möglichkeit der Errichtung einer Patientenverfügung hinweisen und den 
Betreuten dabei, auf dessen Wunsch, unterstützen. 

Die Entkoppelung der ärztlichen Zwangsmaßnahme von der freiheitsentziehen-
den Unterbringung wird um die entsprechenden verfahrensrechtlichen Folgere-
gelungen ergänzt.

II. Zum Gang der Beratungen 

Das Gesetz geht zurück auf einen Gesetzentwurf der Bundesregierung (vgl. BR-
Drucksache 66/17). 

Der Bundesrat hat in seiner 954. Sitzung am 10. März 2017 zu dem Gesetzent-
wurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes Stellung genommen, vgl. 
BR-Drucksache 66/17 (Beschluss). 

Der Deutsche Bundestag hat aufgrund der Beschlussempfehlung und des Be-
richtes seines Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz (BT-Drucksache 
18/12842) in seiner 240. Sitzung am 22. Juni 2017 den Gesetzentwurf in geän-
derter Fassung angenommen. Durch die Änderungen soll unter anderem eine 
stärkere Bindung des Betreuers an den nach § 1901a BGB zu beachtenden Wil-
len des Betreuten bewirkt werden. Ferner soll ein Gleichlauf der Verbringungs-
vorschrift mit der Unterbringungsvorschrift erreicht werden und es sollen ärzt-
liche Zwangsmaßnahmen vermieden werden.

III. Empfehlungen der Ausschüsse

Der Rechtsausschuss empfiehlt dem Bundesrat, zu dem Gesetz einen Antrag 
gemäß Artikel 77 Absatz 2 des Grundgesetzes auf Einberufung des Vermitt-
lungsausschusses nicht zu stellen. 


